
Bekanntgabe 
einer öffentlichen Sitzung 

 
 
 Am Mittwoch, 18.10.2023, um 17:30 Uhr  

 findet im Rathaus, Sitzungssaal,  

 die 40. Sitzung des Stadtrates mit folgender Tagesordnung statt:  

 
 
    Bürgerfrageviertelstunde 
  

    Bericht des Oberbürgermeisters 
  

    Anfragen aus dem Stadtrat 
  

1. Errichtung eines Wohnheims für Geflüchtete   

2. Bericht "Kostenentwicklung Haus B"   

3. Neubau Schlammentwässerung Kläranlage Dinkelsbühl 

- Vergabe der Installationsarbeiten für die elektrotechnische Anlagen 

  

4. Neubau Schlammentwässerung Kläranlage Dinkelsbühl 

- Vergabe Maschinentechnik BA II 

  

5. Instandsetzung bzw. Instandhaltung Stadtmauer SB 1a Zwingermauer 

- Vergabe Nachtragsangebot 1 Mauerwerkssanierung und -rückverankerung 

  

6. Deutschordensschloss, Platzgestaltung 

- Vergabe der Pflaster- und Tiefbauarbeiten 

  

7. Baugebiet „Tiny-Haus-Wohngebiet“ – Umstellung des Bebauungsplanverfahrens 

nach dem beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB in ein Regelverfahren – 

mit Aufstellung der 24. Flächennutzungsplanänderung 

  

8. Baugebiet „Segringen - Schellenheckfeld-West“ – Umstellung des 

Bebauungsplanverfahrens nach dem beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB 

in ein Regelverfahren – mit Aufstellung der 25. Flächennutzungsplanänderung 

  

9. Jahresbericht und Jahresabschluss mit Jahresabschlussprüfung 2022   

10. Kapitalverstärkungsmittel aufgrund Verluste der Bäder 2022   

11. Jahresabschlussprüfung Stadtwerke für das Jahr 2023   

    Genehmigung der Niederschrift 
  

 

 

Anschließend findet eine nichtöffentliche Sitzung statt. 

 

Dinkelsbühl, 12.10.2023 

 

 

 

Christoph Hammer  

Oberbürgermeister 
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Sitzungsvorlage Stadtrat öffentlich 

am 18.10.2023 
 

Vorlagen-Nr.: RA/035/2023 

Berichterstatter: Isabell Oertel 

Betreff: Errichtung eines Wohnheims für Geflüchtete 

 
Sachverhaltsdarstellung: 
 
Auch im Landkreis Ansbach besteht erheblicher Bedarf an weiteren Unterkünften für Geflüchtete. 
Die Stadt Dinkelsbühl steht dabei in intensivem Austausch mit der Verwaltung des Landratsam-
tes, und dem Integrationsbeauftragten des Landkreises, Herrn Miosga. 
 
Der Stadt Dinkelsbühl ist es im Interesse der Geflüchteten und der Bürgerschaft wichtig,  dass 
die Untergebrachten eine ordentliche Wohnqualität vorfinden und auch sozial so betreut werden, 
dass eine Integration gefördert wird. Anstelle von weiteren dezentralen Unterkünften im Stadtge-
biet erscheint die Errichtung einer größeren Wohneinheit für Geflüchtete vorzugswürdig, da dann 
auch die Betreuung vor Ort erleichtert wird. 
 
Der Landkreis plant daher die Errichtung eines Wohnheims für knapp 100 Geflüchtete in Dinkels-
bühl. Als besonders geeigneter Standort erscheint das städtische Grundstück FlSt. Nr. 1063 an 
der Alten Neustädtleiner Straße (in der Anlage rot markiert). Es ist groß genug, neben dem 
Wohnheim auch noch Außenfläche zum Aufenthalt zu bieten. Die Nähe zur Altstadt und die fuß-
läufige Erreichbarkeit von Einkaufsmöglichkeiten, Ärzten und auch dem ZOB ermöglichen eine 
gute Eigenversorgung und Mobilität.  
 
Im Bau-, Grundstücks- und Umweltausschuss wurde am 24.07.2023 in nichtöffentlicher Sitzung 
das Vorhaben durch Herrn Gerhäußer (Landratsamt Ansbach) und Herrn Miosga vorgestellt. Ge-
plant ist ein Gebäude (evtl. auch zwei) in zwei- bis dreigeschossiger Bauweise, die sich mit einer 
Gesamthöhe von etwa 8,50 Metern in das Gelände und die Umgebung gut einfügen wird. Jedem 
einzelnen Wohnbereich soll ein eigenes Bad sowie eine Kochgelegenheit zugeordnet werden; für 
Familien können die Wohneinheiten zusammengelegt werden. Es werden Gemeinschaftsräume 
vorhanden sein, die auch zur Beratung genutzt werden können.  
 
Dem Ausschuss war neben der Gestaltung (Holzbauweise) auch wichtig, dass nicht nur ein 
Security-Service vor Ort ist, sondern auch eine individuelle soziale Beratung / Betreuung der Ge-
flüchteten stattfindet. Hierfür wurde zwischenzeitlich eine Lösung gefunden, die eine Verbesse-
rung der personellen Ausstattung der Beratungsstelle der Diakonie ermöglicht.  
 
Die Baumaßnahme und die Konzeption werden in der Sitzung vom Landratsamt bzw. Projektierer 
vorgestellt.  
 
Der Landkreis bittet um die Erteilung des gemeindlichen Einvernehmens nach § 36 BauGB zur 
Errichtung des Wohnheims. 
Das Grundstück soll im städtischen Eigentum verbleiben und für eine bestimmte Dauer (mind. 
fünf Jahre) entgeltlich zur Verfügung gestellt werden. Die Konditionen werden derzeit noch ver-
handelt.  
 
 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
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Mit der Errichtung einer Wohnunterkunft für etwa 100 Geflüchtete auf dem Grundstück FlSt. Nr. 
1063 an der Alten Neustädtleiner Straße besteht Einverständnis.  
Das Grundstück verbleibt im Eigentum der Stadt und wird zum Zweck der Errichtung dieses 
Wohnheims verpachtet.  
 
 
 

 
 
40. Sitzung des Stadtrates Tagesordnungspunkt Nr. 1 
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Sitzungsvorlage Stadtrat öffentlich 

am 18.10.2023 
 

Vorlagen-Nr.: 3/084/2023 

Berichterstatter: Pfau, Melanie 

Betreff: Neubau Schlammentwässerung Kläranlage Dinkelsbühl 
- Vergabe der Installationsarbeiten für die elektrotechnische 
Anlagen 

 
Sachverhaltsdarstellung: 
 
Derzeit wird an der Kläranlage Dinkelsbühl ein Gebäude für die stationäre Schlammentwässe-
rung sowie die Pufferbehälter für Klärschlamm und Filtratwasser errichtet. 
Die notwendige Elektroinstallation für die maschinelle Ausrüstung sowie für das Gebäude soll 
zeitnah nach der Fertigstellung des Gebäudes durchgeführt werden. 
 
Entsprechend wurden die Leistungen für die elektrotechnischen Anlagen öffentlich ausgeschrie-
ben. Im Vergabeportal eVergabe wurden die Unterlagen von 4 Firmen angefordert; lediglich ein 
Angebot wurde abgegeben. Die Angebotseröffnung hat am 20.09.2023 stattgefunden. 
 
Nach rechnerischer und fachtechnischer Prüfung ergibt sich folgender Preisspiegel 
 
1. Fa. Hofmockel GmbH, Rohr 163.321,65 € 
2. Fa. xxx kein Angebot 
3. Fa. xxx kein Angebot 
4. Fa. xxx kein Angebot 
 
Die ursprüngliche Kostenberechnung für die Elektroinstallationsarbeiten lag geschätzt bei 
142.072,91 €. 
 
Im Übrigen ist die Fa. Hofmockel ist seit vielen Jahren als verlässlich und kompetent bekannt. 
 
 

Haushaltsrechtliche Vermerke: 
1.  Die Gesamtausgaben der Maßnahme/Vergabe betragen 2.989.000,00 EUR 
2.  Haushaltsmittel vorhanden: ja 717.056,96 € bei HSt.: 1.7001.9600 

 
 

Vorschlag zum Beschluss: 
 
Es wird beschlossen, der Fa. Hofmockel, Rohr, den Auftrag über die Installation der elektro-
technischen Anlagen für den Neubau der Schlammentwässerung auf der Kläranlage Dinkelsbühl 
in Höhe von 163.321,65 EUR zu erteilen. 
 
 
 

 
 
40. Sitzung des Stadtrates Tagesordnungspunkt Nr. 1 
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Sitzungsvorlage Stadtrat öffentlich 

am 18.10.2023 
 

Vorlagen-Nr.: 3/085/2023 

Berichterstatter: Pfau, Melanie 

Betreff: Neubau Schlammentwässerung Kläranlage Dinkelsbühl 
- Vergabe Maschinentechnik BA II 

 
Sachverhaltsdarstellung: 
Der Stadtrat hat in seiner Sitzung am 19.04.2023 die Vergabe der Bauleistungen des BA I – Bau-
technik beschlossen. Mit den Arbeiten wurde zwischenzeitlich begonnen. 
 
Nunmehr wurde vom Büro Dr. Resch u. Partner im August/September 2023 die zugehörige Ma-
schinentechnik BA II beschränkt ausgeschrieben. Hierzu wurden acht Fachfirmen aufgefordert 
ein Angebot abzugeben. Die Angebotseröffnung fand am 20.09.2023 durch die Vergabestelle der 
Stadt Dinkelsbühl statt. 
 
Zur Angebotseröffnung lagen drei Hauptangebote vor. Nebenangebote wurden keine vorgelegt. 
 
Nach rechnerischer Prüfung ergeben sich für die Hauptangebote folgende Angebotssummen 
(brutto): 
 

1. Bieter 1       519.022,05 € 
2. Bieter 2 (Fa. Kiffer GmbH, Türkenfeld)   568.226,94 € 
3. Bieter 3       657.713,00 € 

 
Zwar hat der Bieter 1 das rechnerisch günstigste Angebot mit einer Summe in Höhe von 
519.022,05 € vorgelegt, allerdings hat die fachtechnische Prüfung ergeben, dass in mehreren 
Fällen Abweichungen vom geforderten Angebotsumfang vorliegen. Im Einzelnen: 
 

a) Siebkorbdurchmesser der Schneckenpresse zu klein 
b) Misch- und Reaktionsbehälter zu klein 
c) Mischenergieeinbringung im Misch- und Reaktionsbehälter nicht regelbar 
d) Druckwasserbehälter für Einbringung und Aufstellung zu groß 

 
Punkt d) wird als unbedeutend und ausräumbar angesehen. Die Abweichungen der Punkte a) - 
c) sind jedoch als schwerwiegend zu bewerten und entsprechen nicht den Vorgaben des Leis-
tungsverzeichnisses. 
 
Das Angebot des Bieters 1 ist somit nach fachtechnischer Prüfung gem. § 16c VOB/A von 
der Wertung auszuschließen. 
 
Folglich soll nach weiterer fachtechnischer und rechnerischer Prüfung der Submissionsergebnis-
se durch das Büro Dr. Resch u. Partner der Auftrag über die Vergabe der Maschinentechnik BA II 
in Höhe von 568.226,94 € an den Bieter 2, die Firma Kiffer GmbH, 82299 Türkenfeld, vergeben 
werden. 
 
Im Übrigen liegen die Kosten der Gesamtmaßnahme für den Neubau der Schlammentwässerung 
Kläranlage Dinkelsbühl noch immer unter der Kostenberechnung. 
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Der Baubeginn für BA II für das Frühjahr 2024 geplant. 
 
Im städtischen Haushalt sind die Mittel für das Haushaltsjahr 2024 entsprechend einzuplanen. 
 
 
 

Haushaltsrechtliche Vermerke: 
1.  Die Gesamtausgaben der Maßnahme/Vergabe betragen 2.989.000,00 € 
2.  Haushaltsmittel vorhanden: ja 717.056,96 € bei HSt.: 1.7001.9600 (Rest 2023) 
  1.720.000,00 € bei HSt.: 1.7001.9600 (Ansatz 2024) 
3.  Die über-/außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von 0,00 € werden gedeckt durch: 

- Einsparungen bei HSt.:       

 - Mehreinnahmen bei HSt.:       

- Veranschlagung im Nachtragshaushalt 20 

  
 

Vorschlag zum Beschluss: 
 
Es wird beschlossen, nach fachtechnischer u. rechnerischer Prüfung die Leistungen über die 
Maschinentechnik BA II an den Bieter 2, die Firma Kiffer GmbH, 82299 Türkenfeld, über 
568.226,94 € zu vergeben. 
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Sitzungsvorlage Stadtrat öffentlich 

am 18.10.2023 
 

Vorlagen-Nr.: 3/086/2023 

Berichterstatter: Pfau, Melanie 

Betreff: Instandsetzung bzw. Instandhaltung Stadtmauer SB 1a 
Zwingermauer 
- Vergabe Nachtragsangebot 1 Mauerwerkssanierung und -
rückverankerung 

 
Sachverhaltsdarstellung: 
Die Firma Schmidt & Sohn GmbH, Markt Berolzheim, legte ein Nachtragsangebot für o.a. Maß-
nahme vor. Dieser Nachtrag wurde vom Büro ALS Ingenieure, Würzburg, rechnerisch und fach-
technisch geprüft. Die Mehrung beinhaltet u.a. geänderte Ausführung von Anker, Ankerplatten 
und Spülschächte, Ausräumen von Zementputz statt Kalkmörtel, nichtwiedereinfüllbares Aus-
hubmaterial, Drainageauslauf mit zwei Firstziegeln. 
Durch diese Mehrkosten erhöht sich die 
Auftragssumme (brutto) i.H. von  974.315,22 € 
um 66.684,74 € 
Die Summe Kostenberechnung i.H. von 1.449.996,96 € (Mai 2023) wird sich dadurch nicht erhö-
hen. 
 
 
 

Haushaltsrechtliche Vermerke: 
1.  Die Gesamtausgaben der Maßnahme/Vergabe betragen 1.449.996,96 € 
2.  Haushaltsmittel vorhanden: -ja- bei HSt.: 1.3605.9400 
3.  Die über-/außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von 0,00 € werden gedeckt durch: 

- Einsparungen bei HSt.:       

 - Mehreinnahmen bei HSt.:       

- Veranschlagung im Nachtragshaushalt 20 

  
 

Vorschlag zum Beschluss: 
Es wird beschlossen, der Firma Schmidt & Sohn GmbH, Markt Berolzheim, den Auftrag für Nach-
trag 1 Mauerwerkssanierung und -rückverankerung in Höhe von 66.684,74 € zu erteilen. 
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Sitzungsvorlage Stadtrat öffentlich 

am 18.10.2023 
 

Vorlagen-Nr.: 3/087/2023 

Berichterstatter: Pfau, Melanie 

Betreff: Deutschordensschloss, Platzgestaltung 
- Vergabe der Pflaster- und Tiefbauarbeiten 

 
Sachverhaltsdarstellung: 
Der Bau-, Grundstücks- und Umweltausschuss der Stadt Dinkelsbühl hat mit Beschluss vom 
01.03.2023 der Vorplanung zur Platzgestaltung am Deutschordensschloss zugestimmt. 
 
Zwischenzeitlich wurde die Ausführungsplanung und Ausschreibung erarbeitet. Für die Baumaß-
nahme wurde eine beschränkte Ausschreibung durch die Vergabestelle der Stadt Dinkelsbühl 
durchgeführt. Es wurden 8 Bauunternehmen aufgefordert, ein Angebot über Pflaster- und Tief-
bauarbeiten abzugeben. Die Angebotseröffnung fand am Donnerstag, den 05.10.2023 statt. 
 
Nach fachtechnischer und rechnerischer Prüfung ergab sich folgender Preisspiegel (inkl. MwSt.): 
 

1. Bauunternehmen Engelhardt, Botzenweiler  175.687,94 € 
 

2. XXX        194.462,06 € 
3. XXX        202.006,19 € 
4. XXX        239.226,91 € 
5. XXX        251.962,37 € 
6. XXX        269.291,24 € 

 
Die Maßnahme wird mit Mitteln der Städtebauförderung gefördert. Mit Schreiben vom 17.08.2023 
hat die Regierung von Mittelfranken ihre Zustimmung zum vorzeitigen Maßnahmenbeginn erteilt. 
 
Zusätzlich zu den Baukosten für Pflaster- und Tiefbau fallen noch folgende Kosten an: 
 

+ archäologische Begleitung ca.   5.000,00 € 
+ Trinkwasserspender ca. 10.000,00 € 
+ Möblierung Platzfläche ca. 15.000,00 € 
+ öffentliches Grün; Verpflanzung Großbaum ca. 10.000,00 € 

 
Für die Platzgestaltung am Deutschordensschloss sind mit Gesamtbaukosten von rund 
220.000,00 € zu rechnen. 
 
Der Baubeginn soll noch im November 2023 erfolgen. Die Fertigstellung ist für April/Mai 2024 
geplant. 
 
 

Haushaltsrechtliche Vermerke: 
1.  Die Gesamtausgaben der Maßnahme/Vergabe betragen 220.000,00 € 
2.  Haushaltsmittel vorhanden: ja 150.000,00 bei HSt.: 1.6154.9500 (HH 2023) 
3.  Die über-/außerplanmäßige Ausgaben in Höhe von 50.000,00 € werden gedeckt durch: 

- Veranschlagung im Haushalt 2024 
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Vorschlag zum Beschluss: 
Es wird beschlossen, dem Bauunternehmen Engelhardt Bau GmbH, Botzenweiler, den Auftrag 
für die Pflaster- und Tiefbauarbeiten in Höhe 175.687,94 € zu erteilen. 
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Sitzungsvorlage Stadtrat öffentlich 

am 18.10.2023 
 

Vorlagen-Nr.: 3/088/2023 

Berichterstatter: Wüstner, Klaus 

Betreff: Baugebiet „Tiny-Haus-Wohngebiet„ – Umstellung des 
Bebauungsplanverfahrens nach dem beschleunigten Verfahren 
nach § 13 b BauGB in ein Regelverfahren – mit Aufstellung der 
24. Flächennutzungsplanänderung 

 
Sachverhaltsdarstellung: 
 
Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Dinkelsbühl hat in öffentlicher Sitzung am 21.09.2022 die 
Aufstellung eines Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB beschlos-
sen.  
 
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Beschluss vom 18.07.2023 (AZ 4 CN 3.22) festgestellt, 
dass Freiflächen außerhalb des Siedlungsbereichs einer Gemeinde nicht im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13 b Satz 1 BauGB ohne Umweltprüfung überplant werden dürfen - § 13 b ist mit 
Unionsrecht nicht vereinbar. Diese Entscheidung bedingt eine Überführung des bereits aufge-
stellten Bebauungsplanes in ein Regelverfahren (der Stadtrat hat dies bereits mit einem Be-
schluss vom 20.09.2023 bestätigt) und muss durch den Eingriff in den Außenbereich mit einer 
Flächennutzungsplanänderung einhergehen. Die hier anstehende (24.) Flächennutzungsplanän-
derung wird im Verfahren in Folge parallel mit dem Bebauungsplan geführt. 
 
 

Der räumliche Geltungsbereich der 24. Flächennutzungsplanänderung ist identisch mit dem Gel-
tungsbereich des aufgestellten Bebauungsplanes: 
 

 
Die Planskizze ist nicht maßstäblich und gibt nur Auskunft zum Geltungsbereich 

 

Der Geltungsbereich erstreckt sich auf die östliche Teilfläche des Grundstückes Flst.Nr. 2195 
unter Einbeziehung des im südlich angrenzenden öffentlichen Feld-und Waldweges „Oberer Krot-
tenklingenweg“ (Best.Verz. Nr. 163) mit der Flst.Nr. 2194 (östliche Teilfläche) – beide Gmkg. Din-
kelsbühl (vgl. Skizze) – der Planbereich wird bei der Planvorlage als Wohnbaufläche gem. § 1 
Abs. 1 Nr. 1 Baunutzungsverordnung (BauNVO) dargestellt sein. Der Planbereich grenzt 
 

- im Norden an das landwirtschaftlich genutzte Grundstück Flst.Nr. 2195 Gmkg. Dinkelsbühl, 
- im Osten an die Gemeindeverbindungsstraße „Dinkelsbühl - Larrieden“ (Best.Verz. Nr. 1), 
- im Süden an die Schrebergärten/Dauerkleingärten im Bereich Krottenklinge, 
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- im Westen an den vom Stadtrat am 22.03.2023 aufgestellten Bebauungsplan mit der Bezeich- 
  nung „Ferienhaussiedlung“ auf der westlich gelegenen Teilfläche von Flst.Nr. 2195 
 

 
Mit der Aufstellung der 24. Flächennutzungsplanänderung kann parallel zum Bebauungsplan die 
Bekanntmachung und die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) sowie 
Unterrichtung der Behörden und Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) stattfinden. 
 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt für den unter dem Sachverhalt beschriebenen Geltungsbereich und die 
Darstellung des Planbereichs als „Wohnbaufläche“ und damit die Aufstellung der 24. Änderung 
des Flächennutzungsplanes gem. § 2 Abs. 1 BauGB. Das Verfahren zur 24.ten FNP-Änderung 
ist parallel mit dem Bebauungsplan „Tiny-Haus-Wohngebiet“ zu führen.  
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Sitzungsvorlage Stadtrat öffentlich 

am 18.10.2023 
 

Vorlagen-Nr.: 3/089/2023 

Berichterstatter: Wüstner, Klaus 

Betreff: Baugebiet „Segringen - Schellenheckfeld-West„ – Umstellung des 
Bebauungsplanverfahrens nach dem beschleunigten Verfahren 
nach § 13 b BauGB in ein Regelverfahren – mit Aufstellung der 
25. Flächennutzungsplanänderung 

 
Sachverhaltsdarstellung: 
 
Der Stadtrat der Großen Kreisstadt Dinkelsbühl hat in öffentlicher Sitzung am 21.09.2022 die 
Aufstellung eines Bebauungsplanes im beschleunigten Verfahren nach § 13 b BauGB beschlos-
sen.  
 
Das Bundesverwaltungsgericht hat mit Beschluss vom 18.07.2023 (AZ 4 CN 3.22) festgestellt, 
dass Freiflächen außerhalb des Siedlungsbereichs einer Gemeinde nicht im beschleunigten Ver-
fahren nach § 13 b Satz 1 BauGB ohne Umweltprüfung überplant werden dürfen - § 13 b ist mit 
Unionsrecht nicht vereinbar. Diese Entscheidung bedingt eine Überführung des bereits aufge-
stellten Bebauungsplanes in ein Regelverfahren (der Stadtrat hat dies bereits mit einem Be-
schluss vom 20.09.2023 bestätigt) und muss durch den Eingriff in den Außenbereich mit einer 
Flächennutzungsplanänderung einhergehen. Die hier anstehende (25.) Flächennutzungsplanän-
derung wird im Verfahren in Folge parallel mit dem Bebauungsplan geführt. 
 
Der räumliche Geltungsbereich der 25. Flächennutzungsplanänderung ist identisch mit dem Gel-
tungsbereich des aufgestellten Bebauungsplanes: 
 

 
Die Planskizze ist nicht maßstäblich und gibt nur Auskunft zum Geltungsbereich 

 

Der Planbereich umfasst die Grundstücke mit den Flst.Nrn. 347 und 348 – beide Gmkg. Segrin-
gen (vgl. Skizze) – der Planbereich wird bei der Planvorlage als Wohnbaufläche gem. § 1 Abs. 1 
Nr. 1 Baunutzungsverordnung (BauNVO) dargestellt sein. Der Planbereich grenzt 
 

- im Norden an die Gemeindeverbindungsstraße mit der Bezeichnung „St 2220 – Segringen –  
   Wolfertsbronn“ (Best. Verz. Nr. 45) 
- im Osten an das bestehende Baugebiet „Schellenheckfeld“ – west. Grundstücksgrenzen der  
   Grundstücke mit den Flst.Nrn. 347/1 bis 347/6 – jew. Gmkg. Segringen 
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- im Süden an den öffentlichen Feld- und Waldweg mit der Bezeichnung „Galgenbuckweg“ 
(Best.Verz. Nr. F 689) 
- im Westen an das landwirtschaftlich genutzte Grundstück Flst.Nr. 349 (öst. Grundstücksgrenze) 
  Gmkg. Segringen. 
 

 
Mit der Aufstellung der 25. Flächennutzungsplanänderung kann parallel zum Bebauungsplan die 
Bekanntmachung und die frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit (§ 3 Abs. 1 BauGB) sowie 
Unterrichtung der Behörden und Träger öffentlicher Belange (§ 4 Abs. 1 BauGB) stattfinden. 
 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Der Stadtrat beschließt für den unter dem Sachverhalt beschriebenen Geltungsbereich und die 
Darstellung des Planbereichs als „Wohnbaufläche“ und damit die Aufstellung der 25. Änderung 
des Flächennutzungsplanes gem. § 2 Abs. 1 BauGB. Das Verfahren zur 25.ten FNP-Änderung 
ist parallel mit dem Bebauungsplan „Segringen – Schellenheckfeld-West“ zu führen.  
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Sitzungsvorlage Stadtrat öffentlich 

am 18.10.2023 
 

Vorlagen-Nr.: SWD/017/2023 

Berichterstatter: Fensterer, Steffen 

Betreff: Jahresbericht und Jahresabschluss mit Jahresabschlussprüfung 
2022 

 
Sachverhaltsdarstellung: 
 
Gemäß § 25 EBV legt die Werkleitung den Jahresabschluss, den Anhang mit Anlagennachweis, 
die Erfolgsübersicht und den Lagebericht über den Oberbürgermeister vor.  
 
Die Jahresabschlussprüfung ist wie beauftragt durch die BKWP Wiedemann & Partner mbB, 
Wirtschaftsprüfergesellschaft, Renatastr. 73, 80639 München erfolgt. Das Ergebnis der Prüfung 
ist in einem ausführlichen Prüfungsbericht dargestellt worden. Der Jahresabschluss weist eine 
Bilanzsumme in Höhe von 29.003.671,27 Euro und einen Jahresgewinn in Höhe von 157.362,78 
Euro aus. 
 
Wesentliche Beanstandungen haben sich nicht ergeben. Der Bestätigungsvermerk wurde ohne 
Einschränkung erteilt.  
 
Anlagen 
Jahresbericht, Jahresabschluss 2022 und Bestätigungsvermerk zum Jahresabschluss 2022 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Der Jahresabschluss 2022 mit Bilanz, Gewinn- und Verlustrechnung, Anhang mit Anlagennach-
weis, Erfolgsübersicht und Lagebericht der Stadtwerke wird festgestellt. Der Gewinn des Jahres 
2022 in Höhe von 157.362,78 Euro wird auf neue Rechnungen vorgetragen.  
 
Der Werkleitung und dem Oberbürgermeister wird für das Jahr 2022 Entlastung erteilt.  
 
Die öffentliche Bekanntmachung des Jahresabschlusses und der Jahresabschlussprüfung 2022 
ist zu veranlassen. Der Jahresabschluss und Prüfbericht ist bei den Stadtwerken an 7 Tagen 
während der üblichen Geschäftszeiten zur Einsichtnahme aufzulegen. 
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E-Mail: info@bkwp.de 



I. Bilanz der Stadtwerke Dinkelsbühl zum 31.12.2022

Anlage 1.1
Blatt 1

AKTIVSEITE

A. Anlagevermögen

I. Immaterielle Vermögensgegenstände
1. Entgeltlich erworbene Konzessionen, gewerbliche

Schutzrechte und ähnliche Rechte

II. Sachanlagen
1. Grundstücke und grundstücksgleiche Rechte mit
Geschäfts-, Betriebs-, u. a. Bauten

2. Grundstücke und grundstücksgleiche
Rechte ohne Bauten

3. Erzeugungs-, Gewinnungs- u. Bezugsani.
4. Speicherungs- und Verteilungsanlagen
5. Straßenbeleuchtung
6. Maschinen und maschinelle Anlagen
7. Betriebs- und Geschäftsausstattung
8. Geleist. Anzahlungen u. Anlagen im Bau

III. Finanzanlagen
1. Beteiligungen

31.12.2022

€

124.048,71

3.020.912,21

572,65

2.296.626,35

7.139.217,03

94.573,81

665.760,80

474.424,07

2.124.738,14

15.816.825,06

162.250,00

16.103.123,77

Vorjahr
€

146.253,54

3.248.761,02

572,65

482.771,33

6.528.535,18

103.393,08

792.939,35

437.954,18

3.515.409,92

15.110.336,71

24.750,00

15.281.340,25

B. Umlaufvermögen

I. Vorräte

1. Roh-, Hilfs- und Betriebsstoffe 802.716,91 526.740,30

II. Forderungen und sonst. Vermögensgegenstände
1. Forderungen aus Lieferungen + Leistungen 2.300.962,84
davon mit einer RLZ v.mehr als einem Jahr 0,00 € (VJ 0,00)

2. Forderungen an die Gemeinde 270.349,14
davon mit einer RLZ v.mehr als einem Jahr 0,00 € (VJ 0,00)

3. Sonstige Vermögensgegenstände 3.097.258,07

III. Kassenbestand, Guthaben
bei Kreditinstituten

5.668.570,05

6.429.260,54

3.265.919,98

436.889,13

1.891.299,80

5.594.108,91

5.274.694,21

Summe Aktiva 29.003.671,27 26.676.883,67
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BESTÄTIGUNGSVERMERK DES UNABHÄNGIGEN ABSCHLUSSPRÜFERS:  

 

An den Eigenbetrieb Stadtwerke Dinkelsbühl  

 

VERMERK ÜBER DIE PRÜFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGE-

BERICHTS 

 

Prüfungsurteile 

 

Wir haben den Jahresabschluss des Eigenbetriebs Stadtwerke Dinkelsbühl - beste-

hend aus Bilanz zum 31.12.2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Wirt-

schaftsjahr vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 sowie dem Anhang, einschließlich  

der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden - geprüft. Darüber hinaus 

haben wir den Lagebericht des Eigenbetriebs Stadtwerke Dinkelsbühl für das Wirt-

schaftsjahr vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 geprüft. 

 

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

 

– entspricht der beigefügte Jahresabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Ver-

hältnissen entsprechendes Bild der Vermögens- und Finanzlage des Eigenbetriebs 

zum 31.12.2022 sowie seiner Ertragslage für das Geschäftsjahr vom 01.01.2022 

bis 31.12.2022 und 

 

– vermittelt der beigefügte Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage 

des Eigenbetriebs. In allen wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Ein-

klang mit dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen Vorschrif-

ten und stellt die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar.  
 

Gemäß § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklären wir, dass unsere Prüfung zu keinen Einwen-

dungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lagebe-richts 

geführt hat. 

 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in Überein-

stimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) 

festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchge-

führt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Ab-

schnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts“ unseres Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir 

sind von dem Eigenbetrieb unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen han-

delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deut-

schen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind 
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der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ge-

eignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und 

zum Lagebericht zu dienen.  

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Werkausschusses für den 

Jahresabschluss und den Lagebericht 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlus-

ses, der den Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung in allen wesentlichen Belangen 

entspricht, und dafür, dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen 

Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermit-

telt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen,  

die sie in Übereinstimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buch-

führung als notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses 

zu ermöglichen, der frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - fal-

schen Darstellungen ist. 

 

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür ver-

antwortlich, die Fähigkeit des Eigenbetriebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit 

zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammen-

hang mit der Fortführung der Unternehmenstätigkeit, sofern einschlägig, anzugeben. 

Darüber hinaus sind sie dafür verantwortlich, auf der Grundlage des Rechnungsle-

gungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu bilanzieren, sofern 

die nicht tatsächlichen oder rechtlichen Gegebenheiten entgegenstehen. 

 

Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Aufstellung des Lage-

berichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Eigentriebs vermittelt 

sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang steht, den 

deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und Risiken der zu-

künftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter ver-

antwortlich für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig er-

achtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in Übereinstimmung mit den an-

zuwendenden Vorschriften der Eigenbetriebsverordnung zu ermöglichen, und um aus-

reichende geeignete Nachweise für die Aussagen im Lagebericht erbringen zu können. 

 

Der Werkausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungs-

prozesses des Eigenbetriebs zur Aufstellung des Jahresabschlusses und des Lagebe-

richts. 
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Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresab-

schluss als Ganzes frei von wesentlichen - beabsichtigten oder unbeabsichtigten - fal-

schen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein zutreffendes Bild von 

der Lage des Eigenbetriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem 

Jahresabschluss sowie mit den bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Ein-

klang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und 

Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie einen Bestätigungsver-

merk zu erteilen, der unsere Prüfungsurteile zum Jahresabschluss und zum Lagebe-

richt beinhaltet.  

 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, 

dass eine in Übereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der 

Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Ab-

schlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets auf-

deckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren 

und werden als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden 

könnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Jahresabschlus-

ses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Adressaten be-

einflussen. 

 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kriti-

sche Grundhaltung. Darüber hinaus 

 

– identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher - beabsichtigter oder un-

beabsichtigter - falscher Darstellungen im Jahresabschluss und im Lagebericht, 

planen und führen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch so-

wie erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als 

Grundlage für unsere Prüfungsurteile zu dienen. Das Risiko, dass wesentliche fal-

sche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher als bei Un-

richtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-

sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftset-

zen interner Kontrollen beinhalten können. 

 

– gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Jahresabschlusses re-

levanten internen Kontrollsystem und den für die Prüfung des Lageberichts rele-

vanten Vorkehrungen und Maßnahmen, um Prüfungshandlungen zu planen, die 

unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein 

Prüfungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des Eigenbetriebs abzugeben. 
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– beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewand-

ten Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzli-

chen Vertretern dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden 

Angaben. 
 

– ziehen wir Schlussfolgerungen über die Angemessenheit des von den gesetzli-

chen Vertretern angewandten Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der 

Unternehmenstätigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnach-

weise, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder 

Gegebenheiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit des Eigenbe-

triebs zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir zu 

dem Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir ver-

pflichtet, im Bestätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Jahresab-

schluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben un-

angemessen sind, unser jeweiliges Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen un-

sere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres Bestäti-

gungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gege-

benheiten können jedoch dazu führen, dass der Eigenbetrieb seine Unterneh-

menstätigkeit nicht mehr fortführen kann. 
 

– beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresab-

schlusses einschließlich der Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrun-

deliegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Jahresab-

schluss unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchfüh-

rung ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Fi-

nanz- und Ertragslage des Eigenbetriebs vermittelt. 
 

– beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem Jahresabschluss, seine Ge-

setzesentsprechung und das von ihm vermittelte Bild von der Lage des Eigenbe-

triebs. 
 

– führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten zukunftsorientierten Angaben im Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender 

geeigneter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zu-

kunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern zugrunde gelegten be-

deutsamen Annahmen nach und beurteilen die sachgerechte Ableitung der zu-

kunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenständiges Prüfungsur-

teil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zugrundeliegenden Annah-

men geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 

künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen. 

 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplan-

ten Umfang und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellun-

gen, einschließlich etwaiger Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unse-

rer Prüfung feststellen. 
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Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen  

 

Vermerk über die Prüfung der Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach 

§ 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 

 

Prüfungsurteile 
 

Wir haben geprüft, ob der Eigenbetrieb seine Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 

EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten für das Wirtschafts-

jahr vom 01.01. bis zum 31.12.2022 eingehalten hat. Darüber hinaus haben wir den 

Tätigkeitsabschluss für die Tätigkeit Elektrizitätsverteilung und Messstellenbetrieb für 

moderne Messeinrichtungen und intelligente Messsysteme sowie Ladepunkte für Elek-

tromobile nach § 6b Abs. 3 Satz 1 EnWG sowie § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG - bestehend 

aus der Bilanz zum 31.12.2022 und der Gewinn- und Verlustrechnung für das Ge-

schäftsjahr vom 01.01. bis zum 31.12.2022 sowie die als Anlage beigefügten Angaben 

zu den Rechnungslegungsmethoden für die Aufstellung des Tätigkeitsabschlusses - 

geprüft 
  

– Nach unserer Beurteilung wurden die Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 

EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten in allen we-

sentlichen Belangen eingehalten  

 

– Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse 

entspricht der beigefügte Tätigkeitsabschluss in allen wesentlichen Belangen den 

deutschen Vorschriften des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 

Satz 2 MsbG.  
 

Grundlage für die Prüfungsurteile 

 

Wir haben unsere Prüfung der Einhaltung der Pflichten zur Führung getrennter Konten 

und der Tätigkeitsabschlüsse in Übereinstimmung mit § 6b Abs. 5 EnWG unter Beach-

tung des Entwurfs einer Neufassung des IDW Prüfungsstandards: Prüfung nach § 6b 

Abs. 5 Energiewirtschaftsgesetz (IDW EPS 610 n.F.) durchgeführt. Unsere Verantwor-

tung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des 

Abschlussprüfers für die Prüfung der Einhaltung der Rechnungslegungspflichten  

nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG“ weitergehend beschrieben. Wir 

sind von dem Unternehmen unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen han-

delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deut-

schen Berufspflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir wen-

den als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die Anforderungen des IDW Qualitätssiche-

rungsstandards: Anforderungen an die Qualitätssicherung in der Wirtschaftsprüferpra-

xis (IDW QS 1) an. Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnach-

weise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unsere Prüfungsurteile zur 

Einhaltung der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 

Satz 2 MsbG zu dienen. 
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Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Werkausschusses für die Einhaltung 

der Rechnungslegungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Einhaltung der Pflichten nach § 6b 

Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Kon-

ten. Die gesetzlichen Vertreter sind auch verantwortlich für die Aufstellung der Tätig-

keitsabschlüsse nach den deutschen Vorschriften des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 

EnWG. Außerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kon-

trollen, die sie als notwendig erachtet haben, um die Pflichten zur Führung getrennter 

Konten einzuhalten.  

 

Die Verantwortung der gesetzlichen Vertreter für die Tätigkeitsabschlüsse entspricht 

der im Abschnitt „Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des Werkausschusses 

für den Jahresabschluss und den Lagebericht“ hinsichtlich des Jahresabschlusses be-

schriebenen Verantwortung mit der Ausnahme, dass der jeweilige Tätigkeitsabschluss 

kein unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertrags-

lage der Tätigkeit zu vermitteln braucht. 

 

Der Werkausschuss ist verantwortlich für die Überwachung der Einhaltung der Rech-

nungslegungspflichten des Eigenbetriebs nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4  

Satz 2 MsbG. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung der Einhaltung der Rechnungsle-

gungspflichten nach § 6b Abs. 3 EnWG und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 

 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, 

– ob die gesetzlichen Vertreter ihre Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG 

und § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten in allen wesentlichen 

Belangen eingehalten haben und 

– ob die Tätigkeitsabschlüsse in allen wesentlichen Belangen den deutschen Vor-

schriften des § 6b Abs. 3 Sätze 5 bis 7 EnWG und des § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG 

entsprechen. 

 

Ferner umfasst unsere Zielsetzung, einen Vermerk in den Bestätigungsvermerk aufzu-

nehmen, der unsere Prüfungsurteile zur Einhaltung der Rechnungslegungspflichten 

nach § 6b Abs. 3 EnWG und des § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG beinhaltet. 

 

Die Prüfung der Einhaltung der Pflichten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 5 EnWG und § 3 

Abs. 4 Satz 2 MsbG zur Führung getrennter Konten umfasst die Beurteilung, ob die Zu-

ordnung der Konten zu den Tätigkeiten nach § 6b Abs. 3 Sätze 1 bis 4 EnWG sowie 

nach § 3 Abs. 4 Satz 2 MsbG sachgerecht und nachvollziehbar erfolgt ist und der 

Grundsatz der Stetigkeit beachtet wurde. 
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Unsere Verantwortung für die Prüfung der Tätigkeitsabschlüsse entspricht der im Ab-

schnitt „Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses 

und des Lageberichts“ hinsichtlich des Jahresabschlusses beschriebenen Verantwor-

tung mit der Ausnahme, dass wir für den jeweiligen Tätigkeitsabschluss keine Beurtei-

lung der sachgerechten Gesamtdarstellung vornehmen können. 

 

Erweiterung der Jahresabschlussprüfung gemäß § 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV 

 

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhältnissen 

 

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhältnissen des Eigenbetriebs i.S.v. § 53 

Abs. 1 Nr. 2 HGrG im Wirtschaftsjahr vom 01.01.2022 bis zum 31.12.2022 befasst.  

 

Auf Basis unserer durchgeführten Tätigkeiten bestätigen wir zu den wirtschaftlichen 

Verhältnissen nach § 7 Abs. 4 Nr. 2 KommPrV: 

 

Die wirtschaftlichen Verhältnisse wurden geprüft; sie geben keinen Anlass zu Bean-

standungen.  

 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die wirtschaftlichen Verhältnisse des 

Eigenbetriebs sowie für die Vorkehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie dafür 

als notwendig erachtet haben. 

 

Verantwortung des Abschlussprüfers 

 

Unsere Tätigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prüfungsstandard: Berichterstat-

tung über die Erweiterung der Abschlussprüfung nach § 53 HGrG (IDW PS 720), Fra-

genkreise 11 bis 16, durchgeführt. 

 

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsätzen ist es, anhand der Beantwortung der 

Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 zu würdigen, ob die wirtschaftlichen Verhältnisse  

zu wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht Aufgabe des Ab-

schlussprüfers, die sachliche Zweckmäßigkeit der Entscheidungen der gesetzlichen 

Vertreter und die Geschäftspolitik zu beurteilen. 

 

 

München, 22.06.2023 

BKWP Wiedemann & Partner mbB       

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft  

 

 

Christian Göb 

Wirtschaftsprüfer 
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Sitzungsvorlage Stadtrat öffentlich 

am 18.10.2023 
 

Vorlagen-Nr.: SWD/016/2023 

Berichterstatter: Fensterer, Steffen 

Betreff: Kapitalverstärkungsmittel aufgrund Verluste der Bäder 2022 

 
Sachverhaltsdarstellung: 
 
Die jährlichen Verluste der Bäder führen zu Eigenkapital- und Liquiditätsverlusten. Diese Verluste 
dürfen den Finanzspielraum der Versorgungsbetriebe nicht beeinflussen.  
Demnach hat die Stadt folgende Kapitalanlage zu leisten: 
 
    Jahresabschluss 2022 
 
Verlust Bäder    998.409,41 € 
./. Steuerersparnis   270.053,34 € 
Kapitaleinlage Stadt   728.356,06 € 

 
 
Lt. Wirtschaftsplan war eine Kapitaleinlage von 750.000 € vorgesehen. 
 
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 

Die Stadt leistet eine Kapitaleinlage in Höhe von 728.000 € an die Stadtwerke Dinkelsbühl.   
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Sitzungsvorlage Stadtrat öffentlich 

am 18.10.2023 
 

Vorlagen-Nr.: SWD/018/2023 

Berichterstatter: Fensterer, Steffen 

Betreff: Jahresabschlussprüfung Stadtwerke für das Jahr 2023 

 
Sachverhaltsdarstellung: 
 
Die Stadtwerke sind bis einschließlich 2022 geprüft. 
 
Für eine gute Terminabstimmung ist es notwendig, die Prüfung des Jahres 2023 rechtzeitig zu 
beauftragen.  
 
Da neben der Prüfung gem. Art 107 der Bayerischen Gemeindeordnung (GO) unter Einbezie-
hung des § 53 HGrG, auch die Prüfung gemäß den Vorschriften des EnWG zu beauftragen ist, 
schlägt die Werkleitung vor, mit der Prüfung, wie auch in den Vorjahren, Herrn Wirtschaftsprüfer 
Christian Göb, i. H. BKWP Wiedemann & Partner mbB Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Renata-
straße 73, 80639 München, zu beauftragen.  
 
 
Vorschlag zum Beschluss: 
 
Die Werkleitung schlägt vor, mit der Jahresabschlussprüfung 2023 der Stadtwerke die BKWP 
Wiedemann & Partner mbB Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, Renatastraße 73, 80639 München, 
zu beauftragen. 
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